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dass wir dabei schon irgendetwas verbessern würden, brauchen wir 
in den nächsten 10 bis 15 Jahren rund 15.000 Stellen im Haushalt. 
D.h.: zumindest das Geld dafür, denn ein Teil der Arbeit wird ja in den 
Ersatzschulen geleistet. Im Moment arbeiten in den Schulen etwa 
17.500 Lehrkräfte, davon ungefähr 10.000, die nach dem Lehrerta-
rifvertrag im Schnitt nur mit 85 % beschäftigt sind. Und dann noch 
eine gewisse Anzahl mit individuellen Teilzeitverträgen. Der Tarifver-
trag verschaff t uns also einen Puff er von ca. 1.500 Vollzeitbeschäf-
tigten, die derzeit noch im „Überhang“ sind. Dauerhaft benötigen 
wir etwa 16.000 Lehrkräfte in Sachsen-Anhalt (auf 15.000 Stellen), 
um Schule so führen zu können, wie wir es heute machen. Und die 
müssen zuvor alle im staatlichen System ausgebildet werden. Da 
sind die freien Träger mit dabei, denn die können ihre Leute ja nicht 
selber ausbilden, das muss auch der Staat mit übernehmen. 

Diese Darstellungen gelten zunächst nur für die allgemeinbilden-
den Schulen, da kommen dann noch grob geschätzt ca. 2.000 Lehr-
kräfte hinzu, die wir dauerhaft im berufsbildenden Bereich brau-
chen. Wir müssen also in der Lage sein, bis 2020 und auch noch 
darüber hinaus einen Lehrkräftebestand von 18.000 Lehrkräften zu 
erhalten.

Nun will ich darauf eingehen, inwieweit wir darauf vorbereitet 
sind, diesen Lehrkräftebedarf aus eigenen Kräften zu decken. Die 
nächste Folie ermöglicht einen aktuellen Blick auf die Anmeldungen 

im auslaufenden Semester für die 1. Staatsprüfung – an beiden Uni-
versitäten in Halle und Magdeburg.

Ich mache zunächst auf den Bereich der Gymnasien aufmerksam. 
Über 400 Prüfl inge, die sich für das Lehramt an Gymnasien ange-
meldet haben, treff en zum Beginn des kommenden Schuljahres in 
der Zweiten Phase der Ausbildung auf ein Eingangstor von nur 40 
Referendariatsplätzen.

Den meisten dieser 400 jungen Leute bleibt also gar nichts anderes 
übrig, als etwa nach Baden-Württemberg oder in andere westliche 
Bundesländer zu gehen, um ihre Ausbildung zu beenden. Der Öf-
fentlichkeit zu erzählen, man würde mit Baden-Württemberg ver-
einbaren, dass die in 3 Jahren eine Freigabeerklärung bekommen, 
damit sie wieder zurückkommen können, wenn wir sie brauchen, 
das ist nicht nur hilfl os, das ist gemessen an der Dramatik ein wirk-

Schulform MLU OvGU Gesamt

Grundschule 62 0 62

Sekundarschule 27 12 39

Gymnasium 269 142 411

BBS 0 53 53

Förderschulen 38 0 38

Gesamt 396 207 603
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lich kindischer Vorschlag unseres Kultusministers, den niemand 
wirklich ernst nimmt.

Wir haben derzeit weniger ein Problem mit der Gesamtmenge von 
Lehrerstudenten, sondern vielmehr mit der Verteilung auf die ein-
zelnen Schulformen. Obwohl wir seit Jahren Hände ringend durch 
die Gegend laufen und gebetsmühlenartig verlangen, dass insbe-
sondere die Ausbildung Lehramt an Grundschulen und Lehramt an 
Förderschulen erweitert wird, wird nicht umgesteuert. 600 Leh-
rerabsolventen, die wir in diesem Jahr etwa aus der ersten Phase 
insgesamt bekommen, wären für die Zukunft die richtige Größen-
ordnung – wenn sie auf die Schulformen vernünftig verteilt wären. 
Was wir jetzt allerdings sehen, ist das Ergebnis einer Welle, die vor 5 
Jahren unkontrolliert losgetreten wurde. Es hat sich nämlich gezeigt, 
dass es kein Problem ist, 1000 junge Leute für das Lehramtsstu-
dium zu gewinnen. Das Problem ist, auch wirklich so auszubilden, 
wie die Bedarfsentwicklung ist, und sie dann auch noch durch die 
Schnittstellen „1./2. Phase“ und „2. Phase/Einstellungskorridor“ 
tatsächlich in die Schulen zu bekommen. 

Leitet man aus diesen ganzen Betrachtungen Konsequenzen für 
das politische Handeln ab, fängt natürlich der alte Streit wieder an: 
„Welche Zahlen stimmen den nun?“ Die Zahlen, die ich hier vorge-
tragen habe, sind nicht unsere Zahlen, das sind die Zahlen aus dem 
Statistischen Landesamt und aus dem Kultusministerium selbst. Es 
ist und bleibt jedoch die Frage, wie man die Zahlen interpretiert, 
wie man Entwicklungen wahrnimmt und welche Folgerungen man 
daraus zieht. Wer aus den vorgelegten, unbestreitbaren Fakten 
zu anderen Schlüssen kommt als wir, der soll zeigen, dass diese 
anderen Schlüsse überprüfbar und belastbar sind. Wir stellen uns 
da gern der off enen Diskussion. Wir haben auf derartigen Berech-
nungsgrundlagen im aktuellen Lehrertarifvertrag die Beschäfti-
gungsumfänge verhandelt und außerdem vereinbart, dass bis 2012 
insgesamt 430 Einstellungen vorgenommen werden. Diese 2 oder 
3 Jahre der Laufzeit des Tarifvertrages haben wir noch Zeit, bis der 
ganze Laden anfängt, über uns zusammenzubrechen. Mehr nicht. 
Es ist also nur die Frage: Triff t es noch die jetzige Koalition am Ende 
der Legislatur oder triff t es die neue Koalition, wie auch immer diese 
aussieht, gleich zum Beginn ihrer Amtszeit. Das sind die Optionen, 
die es gibt. 

Unsere einfach nachzuvollziehenden Folgerungen sehen so aus: 
Wir haben zur Zeit in unserer Lehrerschaft im Bereich der knapp un-
ter 60-Jährigen bis der etwa 45-Jährigen stabile Alterskohorten von 
um die 800 pro Altersjahrgang. In den nächsten Jahren scheiden 
also immer weiter Leute etwa in diesem Umfang aus. In den nächs-
ten 2 bis 3 Jahren reduziert sich das Personal dadurch abzüglich der 
vereinbarten wenigen Einstellungen so, dass der Personalrückgang 
in etwa durch das ebenfalls vertraglich vereinbarte Aufwachsen der 
Beschäftigungsumfänge der Stammbelegschaft kompensiert wird. 
Ab 2012 gibt es keine Tarifverträge mehr, alle sind wieder vollbe-
schäftigt – wenn sie es denn wollen. Ab diesem Zeitpunkt 2012 al-
lerspätestens ab 2013 – und nicht erst 2014, 2015, 2016 – müssen 
alle Lehrkräfte, die dann aus dem Schuldienst ausscheiden, durch 
Neueinstellungen ersetzt werden. Und da scheiden Jahr für Jahr im-
mer wieder so um die 800 Lehrkräfte aus, die alle ersetzt werden 
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müssen – und nicht 250, nicht 350 und auch nicht 500. Insgesamt 
6.000 Lehrkräfte in 8 Jahren – von 2013 bis 2020.

Wir stehen also in 3 bis 4 Jahren vor dem Problem, aus dem Nichts, 
ohne Vorsorge und ohne, dass es einen gut gefüllten bundesweiten 
Lehrerarbeitsmarkt gäbe, der uns die Lehrer nach Sachsen-Anhalt 
schwemmt, von heute 100 bis 150  Neueinstellungen – und selbst 
die können wir schon nicht alle problemlos besetzen – aus dem 
Stand heraus 600 bis 800 Einstellungen realisieren zu müssen, und 
das natürlich noch da, wo wir sie auch brauchen: schulformbezo-
gen, so wie unser Schulsystem aufgebaut ist, auch in den abgele-
generen ländlichen Regionen und in bestimmten Fächerbereichen, 
die z.T. bundesweit Mangelfächer sind.
Diese Einstellungsprobleme haben wir nicht so sehr in der Sekun-
darstufe II zu befürchten, auch nicht so sehr in der Sekundarstufe I. 
Aber wenn wir uns klarmachen, dass wir in absehbarer Zeit jährlich 
150 bis 220 Grundschullehrkräfte einstellen müssen und wissen, 
dass wir derzeit gerade einmal so um die 60 selber fertig ausbilden, 
wird die Dimension unserer Probleme in etwa deutlich. Wenn man 
sich zusätzlich klar macht, dass selbst dann, wenn in Nordrhein-
Westfalen, Baden-Württemberg oder Niedersachsen Überhänge im 
Grundschulbereich bestehen, wohl keiner so richtig glauben will, 
dass die in Scharen zu uns nach Sachsen-Anhalt kommen, fällt 
einem zur Lösung dieser selbst verschuldeten Probleme kaum noch 
etwas Konstruktives ein. Wir werden die Folgen alle gemeinsam 
aushalten müssen. 

Nun sind uns die Abwerbekampagnen westlicher Bundesländer 
ins Bewusstsein gerückt, weil Baden-Württemberg das jetzt so mas-
siv betrieben hat – wobei dies ja auch nur der Anfang sein wird. 
Baden-Württemberg muss, genauso wie etwa Nordrhein-Westfalen, 
Bayern oder weitere der großen westdeutschen Bundesländer, jähr-
lich zigtausende Lehrkräfte einstellen. Die bilden zwar selber auch 
Tausende aus. Aber bundesweit  –  das hat eine Statistik der KMK 
von 2003 gezeigt – wird systematisch in allen 16 Bundesländern 
unter Bedarf ausgebildet. In allen! Kein einziges Bundesland bildet 
über Bedarf aus. Kein einziges Bundesland bildet für andere Bun-
desländer aus. Pikanterweise ist diese Statistik der KMK seit 2003 
nicht aktualisiert worden. Wir verfügen hier also nur über relativ alte 
Zahlen. Keiner weiß, was sich seitdem entwickelt hat. Das nenne ich 
„Vogel-Strauß-Taktik“. 

Es gibt für unser Bundesland nur eine Antwort darauf. Man muss, 
wenn man die Katastrophe kommen sieht, jetzt einstellen, was man 
noch einstellen kann. Die Ansage, dass wir jetzt den Bedarf und 
auch das Geld nicht haben, ist vor dem Hintergrund des hier auf-
gezeigten Szenarios ohne Bedeutung. Wenn wir in fünf Jahren Be-
darf haben, spielt die Frage, ob ich dann die Stellen und das Geld 
habe, keine Rolle mehr. Da ist es völlig egal, ob ich 600, 800 oder 
1000 ausgeschriebene Stellen habe, wenn ich objektiv nur in der 
Lage bin, 200 Stellen zu besetzen. Als Gewerkschafter kommt noch 
eine ganz andere Sichtweise hinzu. Wenn in einer Situation des
Personalmangels in Behörden Akten liegen bleiben und sich Be-
arbeitungszeiten verlängern, dann ist das zwar auch alles proble-
matisch – wenn aber Kinder, die geboren sind, vor den Schultüren 
stehen und ihren Bedarf an Pädagogik erzeugen, dann muss die 
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Arbeit in dem notwendigen Umfang gemacht werden – egal wie! 
Und wenn ich dann nicht in der Lage bin, Leute einzustellen, weil 
es keinen mehr gibt, dann werde ich die Arbeit von denen, die sich 
noch im System befi nden, verlangen müssen – und die können das 
nicht leisten, die haben heute schon einen Altersdurchschnitt von 
über 48 und werden dann im Schnitt über 50 sein. Da muss man 
sich über Innovation und Reformbereitschaft, Engagement und zu-
sätzliche Geschichten in den Schulen nicht mehr ernsthaft unterhal-
ten. Deswegen haben die beiden Teile der heutigen Konferenz auch 
unmittelbar etwas miteinander zu tun. 

Auch diese Überlegungen zur Struktur der Lehrerausbildung ha-
ben etwas mit den Kapazitäten zu tun. Wenn die Lehrerausbildung 
wieder erweitert werden muss, macht es keinen Sinn, dies allein 
an dem Standort in Halle zu machen. Lehrerausbildung muss aus 
mehreren zwingenden Gründen in der Fläche des Landes erfolgen. 
Das gilt in besonderem Maße für die zweite Phase der Ausbildung, 
die künftig nicht mehr nur in Halle und Magdeburg angesiedelt sein 
kann, es gilt aber auch für die erste Phase. Die Lehrerausbildung in 
Magdeburg muss aus unserer Sicht wieder reaktiviert werden. 

Ich will abschließend einen Hinweis geben, dass die Lehreraus-
bildung in der ersten Phase insgesamt auch anders strukturiert 
werden muss – eher horizontal in Ausbildungsabschnitten als ver-
tikal in Schulformen gedacht. Und zwar sowohl aus Gründen einer 
sinnvollen Kapazitätsplanung als auch aus inhaltlich-pädagogischen 
Gründen. Es gibt überhaupt keinen Grund, Abiturienten, die frisch 
von der Schule kommen, die Lehrerin oder Lehrer werden wollen, 
zu zwingen, sich vom ersten Tag ihres Studiums an für eine spezielle 
Schulform zu entscheiden – zumal sie die meisten der Schulformen 
außer Grundschule und Gymnasium, in der Regel aus eigenem Erle-
ben gar nicht kennen. 

Unsere Strukturvorstellung geht dahin: Alle fangen gemeinsam 
an in einem pädagogischen Grundstudium mit relativ wenig Diff e-
renzierungen, alle werden erst mal Lehrerin und Lehrer mit vielen 
Praxisanteilen, mit viel Orientierung, auch in den verschiedenen 
Schulen, um überhaupt eine Entscheidung heranreifen zu lassen, 
in welche Richtung man sich spezialisieren will. Auch vor dem Hin-
tergrund, dass alle Schulpraktiker wissen, wie anschließend der 
Einsatz über 30 Jahre und mehr aussieht – mit den vielen Wech-

seln von einer Schulform in die andere, mit Unterricht in Neigungs-
fächern usw. Wir impfen den jungen Leuten dieses Schulformden-
ken ja schon mit der Ausbildung ein. Die müssen auch nicht von 
Anfang an Mathematik studieren. Sie können sich z.B. erst mal mit 
Naturwissenschaften beschäftigen. Später verlangen wir von ihnen, 
fächerübergreifenden Projektunterricht in der Schule zu vermitteln. 
Im Studium halten wir das scheinbar noch für unmöglich, dass man 
sich da die Dinge übergreifend erarbeitet.

Alle, egal ob Grundschullehrer oder Sek. II-Lehrer – ich habe sie 
jetzt ausdrücklich nicht Gymnasiallehrer genannt, denn wir brau-
chen Lehrer nicht für eine bestimmte Schulform, wir brauchen sie 
mit inhaltlichem Bezug – , sollen fünf Jahre lang studieren, mit hohen 
Praxisanteilen und einem nur noch einjährigen Vorbereitungsdienst. 
Denn schließlich müssen die jungen Leute ja auch in den Schulen 
ankommen – und möglichst deutlich vor dem 30. Lebensjahr. Und 
sie sollen gleich bezahlt werden und die gleiche Unterrichtsver-
pfl ichtung haben. Das sind unsere Vorstellungen von einer moder-
nen Lehrerausbildung, die durch einen begleiteten Berufseinstieg 
abgeschlossen werden muss. Ins kalte Wasser schmeißen, reicht 
nicht, man muss das Schwimmen unter realen Bedingungen auch 
lernen dürfen – und ein bisschen Hilfe dabei haben, um nicht unter 
zu gehen.

    „Ins kalte Wasser schmeißen,
reicht nicht, man muss das Schwimmen  
         unter realen Bedingungen auch 
lernen dürfen – und ein bisschen
 Hilfe dabei haben, um nicht
  unterzugehen.“
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